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Teil D Anlage 1 Eigenerklärung Eignung

für das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb „Umsetzung neues Berechtigungsmanagement – Beratungsleistungen & technische Umsetzung (IAM-System)“
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Investitionsbank des Landes Brandenburg
Babelsberger Straße 21
14473 Potsdam 
                                                                

Potsdam, 10.07.2026











Bitte alle Seiten beachten!

1. §§ 123, 124 GWB

Der Bewerber/Bewerbergemeinschaft erklärt, dass keine zwingenden oder fakultativen Ausschlussgründe gemäß § 123 (zwingende Ausschlussgründe) und § 124 (fakultative Ausschlussgründe) des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) vorliegen.

· Im Falle der Bewerbergemeinschaft von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft gesondert einzureichen.
· Im Falle der Eignungsleihe vom Drittunternehmen (eignungsrelevanter Unterauftragnehmer) einzureichen.


Name:	Name des Bewerbers/Bieters/BG-Mitglieds/Unterauftragnehmers

Ich erkläre/wir erklären, dass:
A. 
☐	 keine zwingenden Ausschlussgründe nach § 123 GWB vorliegen.
	☐	 folgende zwingende Ausschlussgründe nach § 123 GWB vorliegen:
(nachfolgend sind Angaben zwingend erforderlich, welche Ausschlussgründe erfüllt sind, mit Angaben welche Maßnahmen zur Selbstreinigung gem. 125 GWB unternommen wurden) 

 <bitte ausfüllen, wenn erforderlich>

B.

☐	keine der fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 Abs. (1) und (2) GWB vorliegen.
	☐	folgende fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 Abs. (1) oder (2) GWB vorliegen:

(nachfolgend sind Angaben zwingend erforderlich, welche Ausschlussgründe erfüllt sind, mit Angaben welche Maßnahmen zur Selbstreinigung gem. 125 GWB unternommen wurden)

	 <bitte ausfüllen, wenn erforderlich>


Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden




Mit der Abgabe des Teilnahmeantrages/Angebotes bestätigt die handelnde Person des Bewerbers/Bieters bzw. der / die Bevollmächtigte der Bewerber-/Bietergemeinschaft die Richtigkeit der Angaben.


Anhang zur Information zu Ziffer 1:

§ 123 GWB – Zwingende Ausschlussgründe

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:
1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat,
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche),
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen),
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige Interessenwahrnehmung),
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
10. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.
(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.
(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat.
(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist. Von einem Ausschluss nach Absatz 4 Satz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt.

§ 124 GWB – Fakultative Ausschlussgründe

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
3. der öffentliche Auftraggeber auf geeignete Weise nachweisen kann, dass das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden,
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
7. das Unternehmen bei der Erfüllung einer wesentlichen Anforderung im Rahmen eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erhebliche oder fortdauernde Mängel erkennen lassen hat, die die Erklärung einer vorzeitigen Beendigung dieses früheren Auftrags, die Forderung nach Schadenersatz oder andere vergleichbare Rechtsfolgen nach sich gezogen haben,
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
9. das Unternehmen
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.
(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes und § 14 des Bundestariftreuegesetzes bleiben unberührt.

§ 125 – Selbstreinigung
(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund nach § 123 oder § 124 vorliegt, nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren aus, wenn das Unternehmen dem öffentlichen Auftraggeber oder nach § 8 des Wettbewerbsregistergesetzes dem Bundeskartellamt nachgewiesen hat, dass es
1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat,
2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber umfassend geklärt hat und
3. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden.
§ 123 Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt.
(2) Bei der Bewertung der von dem Unternehmen ergriffenen Selbstreinigungsmaßnahmen sind die Schwere und die besonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens zu berücksichtigen. Die Entscheidung, dass die Selbstreinigungsmaßnahmen des Unternehmens als unzureichend bewertet werden, ist gegenüber dem Unternehmen zu begründen.

Definition kleines oder mittleres Unternehmen 
Ein Unternehmen wird als „Kleinunternehmen“ bezeichnet, wenn es nicht mehr als 49 Beschäftigte und einen Jahresumsatz von nicht mehr als 7 Mio. EUR hat. Ferner wird ein Unternehmen als mittelständisch bezeichnet, wenn es weniger als 250 Mitarbeiter und einen Jahresumsatz bis 50 Mio. EUR bzw. eine Bilanzsumme bis 43 Mio. EUR hat.

Auskunft aus dem Wettbewerbsregister 
Ab einer Auftragssumme von 30.000 € wird der Auftraggeber für den Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, einen Auszug aus dem Wettbewerbsregister gem. § 6 Abs. 1 S. 1 WRegG beim Bundeskartellamt anfordern.


2. Eigenerklärung zur Eintragung in Berufs- oder Handelsregister

Der Bewerber weist seine Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister des Staates nach, in dem sein Unternehmen ansässig ist. Der Nachweis darf zum Zeitpunkt des Ablaufs der Angebotsfrist nicht älter als 6 Monate sein.

Der Bewerber erbringt den Nachweis durch Angabe im Folgenden sowie kumulativ durch Vorlage einer aktuellen Kopie des entsprechenden Registerauszugs (nicht älter als 6 Monate).

· Bewerbergemeinschaft: Der Nachweis ist von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft gesondert einzureichen.
· Eignungsleihe: Stützt sich der Bewerber auf die Kapazitäten eines Drittunternehmens (eignungsrelevanter Unterauftragnehmer), ist der Nachweis auch von diesem Drittunternehmen einzureichen.

Name:	des Bieters/Bewerbers

Ich erkläre/wir erklären, dass:
☐	ich/wir im Handelsregister unter der Nummer: […]
beim Amtsgericht: […]
eingetragen bin/sind.
	☐	ich/wir nicht zur Eintragung in das Handelsregister verpflichtet bin/sind.


Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden





Mit der Abgabe des Teilnahmeantrages/Angebotes bestätigt die handelnde Person des Bewerbers/Bieters die Richtigkeit der Angaben.


3. Firmensitz innerhalb der EU/des EWR

Der Sitz des Bewerbers/ der Bewerbergemeinschaft sowie gegebenenfalls der eingesetzten Subunternehmer befindet sich zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe innerhalb der Europäischen Union (EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR).
Der/Die Bewerber/Bewerbergemeinschaft erbringt den Nachweis durch eine entsprechende Eigenerklärung in Teil D Anlage 2 Formblatt Eigenerklärungen zur Eignung.
Besondere Einreichungspflichten:

· Im Falle der Bewerbergemeinschaft ist der Nachweis von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft einzureichen.
· Im Falle der Eignungsleihe ist der Nachweis auch vom Drittunternehmen einzureichen.


Ich erkläre/wir erklären, dass:
☐	unser Sitz sowie gegebenenfalls der eingesetzten Subunternehmer sich zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe innerhalb der Europäischen Union (EU) oder des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) befindet.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






4. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit

Name des Bewerbers: Name      
Umsatz in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren
Eigenerklärung zum durchschnittlichen Gesamtjahresumsatz sowie zum durchschnittlichen Jahresumsatz in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags (Jahresabschlussprüfungen von Banken), jeweils bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre.

Der/Die Bewerber/Bewerbergemeinschaft hat folgende Umsatznachweise für die letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre (2022, 2023, 2024) zu erbringen:
· einen Gesamtjahresumsatz von jeweils mindestens 1.000.000,00 EUR brutto sowie
· einen tätigkeitsbezogenen Umsatz im Bereich des zu vergebenden Auftrags (IAM-Umfeld im Finanzsektor) von jeweils mindestens 250.000,00 EUR brutto.
Für die Beurteilung der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit einer Bewerbergemeinschaft wird die Bewerbergemeinschaft als Ganzes beurteilt. Es ist daher ausreichend, wenn die geforderten Erklärungen und Nachweise für jedes der letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre jeweils von mindestens einem Mitglied der Bewerbergemeinschaft vollständig erbracht werden. Dabei können die Nachweise für die einzelnen Geschäftsjahre von unterschiedlichen Mitgliedern der Bewerbergemeinschaft erbracht werden.

	
	Geschäftsjahr
	Gesamtumsatz
	Umsatz im Tätigkeitsbereich des Auftrags (Jahresabschlussprüfungen von Banken)

	
	[Geschäftsjahr]
	Umsatz in EUR
	Umsatz in EUR


	
	[Geschäftsjahr]
	Umsatz in EUR
	Umsatz in EUR

	
	[Geschäftsjahr]
	Umsatz in EUR
	Umsatz in EUR




Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






5. Berufs-/Betriebshaftpflichtversicherung

Der Bewerber/ die Bewerbergemeinschaft verfügt über eine bestehende und zum Zeitpunkt der Bewerbung gültige Berufs- und Betriebshaftpflichtversicherung oder eine vergleichbare marktübliche Haftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen:
· mindestens 5.000.000 EUR für Personen- und Sachschäden je Schadensfall (3-fache Maximierung),
· mindestens 3.000.000 EUR für Vermögensschäden je Schadensfall (3-fache Maximierung).
Sofern eine entsprechende Versicherung zum Zeitpunkt der Bewerbung noch nicht besteht, erklärt der Bewerber verbindlich, im Auftragsfall eine Versicherung mit den vorstehend genannten Mindestdeckungssummen auf erstes Anfordern des Auftraggebers abzuschließen.

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir


☐	über eine Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung verfüge/n, die mindestens die nachstehenden Schäden mit folgenden Mindestversicherungssummen abdeckt:
· Für Personen- und Sachschäden mindestens 5.000.000,00 EUR pauschal je Schadensfall (3-fache Maximierung).
· Für Vermögensschäden mindestens 3.000.000,00 EUR je Schadensfall (3-fache Maximierung).

und ich/wir diese während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechterhalten werde/n.

☐	Nachweise sind beigefügt.

Der Bewerber erbringt den Nachweis durch Vorlage einer Kopie des aktuell gültigen Versicherungsscheins!

☐	im Auftragsfalle eine entsprechende Versicherung abschließen werde/n und diese während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechterhalten werde/n.
Der Bewerber erbringt den Nachweis Vorlage einer Bescheinigung durch einen Versicherungsgeber, dass er bereit ist, im Auftragsfall eine entsprechende Versicherung mit dem Bewerber abzuschließen!


Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






6. Keine Ausschlussgründe gemäß § 14 BTTG

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft erklärt, dass keine Ausschlussgründe gemäß § 14 des Bundes-Tariftreue- und Tarifverwendungsgesetzes (BTTG) vorliegen.
· Bewerbergemeinschaft: Die Eigenerklärung ist von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft gesondert einzureichen.
· Eignungsleihe: Stützt sich der Bewerber auf die Kapazitäten eines Drittunternehmens (eignungsrelevanter Unterauftragnehmer), ist die Eigenerklärung auch von diesem Drittunternehmen einzureichen.

Ich erkläre/wir erklären, dass 

☐	keine Ausschlussgründe gemäß § 14 des Bundes-Tariftreue- und Tarifverwendungsgesetzes (BTTG) vorliegen.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






7. Technische Leistungsfähigkeit - technische Ausstattung: Infrastruktur

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft bestätigt, dass er/sie über die notwendige Infrastruktur verfügt, um den Auftrag innerhalb der EU oder des EWR für die gesamte Vertragslaufzeit erbringen zu können.

· Bewerbergemeinschaft: Die Eigenerklärung ist von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft gesondert einzureichen.
· Eignungsleihe: Stützt sich der Bewerber auf die Kapazitäten eines Drittunternehmens (eignungsrelevanter Unterauftragnehmer), ist die Eigenerklärung auch von diesem Drittunternehmen einzureichen.

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir

☐	über die notwendige technische Infrastruktur verfügt, um den Auftrag innerhalb der EU oder des EWR für die gesamte Vertragslaufzeit erbringen zu können.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






8. Technische Leistungsfähigkeit - technische Ausstattung: Geltungsbereich des ISMS

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft bestätigt, der Geltungsbereich des Informationssicherheitsmanagementsystems (ISMS) des Bewerbers/der Bewerbergemeinschaft sämtliche Prozesse und IT-Assets umfasst, die im Zusammenhang mit der Erbringung des IAM-Implementierungsdienstes stehen.

Ich erkläre/wir erklären, dass 

☐	der Geltungsbereich des Informationssicherheitsmanagementsystems (ISMS) des Bewerbers/der Bewerbergemeinschaft sämtliche Prozesse und IT-Assets umfasst, die im Zusammenhang mit der Erbringung des IAM-Implementierungsdienstes stehen.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden







9. Technische Leistungsfähigkeit - technische Ausstattung: ISO-Zertifizierung

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft bestätigt, dass er über eine gültige Zertifizierung nach ISO 27001:2022 oder nach ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz (BSI) verfügt. 
Der/Die Bewerber/Bewerbergemeinschaft erbringt den Nachweis durch Vorlage einer Kopie des Zertifikats!
Alternativ:

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft bestätigt, diese Zertifizierung spätestens zum Beginn der Implementierungsphase erlangt zu haben.

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir

☐	diese Zertifizierung spätestens zum Beginn der Implementierungsphase erlangt haben.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden






10. Besondere Bedingungen für die Ausführung des Auftrags

Der Bewerber / die Bewerbergemeinschaft bestätigt, dass der er/sie die vertragliche Bedingung akzeptiere/-n, dass der Erbringungsort der Leistungen für die gesamte Vertragslaufzeit innerhalb der EU oder des EWR verbleibt.
· Bewerbergemeinschaft: Die Eigenerklärung ist von jedem Mitglied der Bewerbergemeinschaft gesondert einzureichen.
· Eignungsleihe: Stützt sich der Bewerber auf die Kapazitäten eines Drittunternehmens (eignungsrelevanter Unterauftragnehmer), ist die Eigenerklärung auch von diesem Drittunternehmen einzureichen.

Ich erkläre/wir erklären, dass ich/wir

☐	die vertragliche Bedingung akteptiere/-n, dass der Erbringungsort der Leistungen für die gesamte Vertragslaufzeit innerhalb der EU oder des EWR verbleibt.

Hier in Textform gemäß §126b BGB eintragen:

	Firmenname und Rechtsform
	Datum, Ort
	Name, Vorname
Name des Erklärenden








Seite 2 von 2

image1.png
Investitionsbank
des Landes
Brandenburg

ILB




